
sicherheitspolitischen Elite entwickelt, die regelmäßig über die weltpolitische Lage
debattiert.

Diesmal ist alles anders. Es sind nicht nur die üblichen Verdächtigen aus China und
Russland, die am Pranger stehen, weil beide nicht den guten Ratschlägen des Westens
folgen, um die Welt besser zu machen. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht
2020 die hausgemachte Krise unter Freunden und ein mögliches Ende der
transatlantischen Allianz. Es geht um »America first« und was das für den Rest der Welt
bedeutet. »Westlessness« – »Westlosigkeit« – heißt der Kunstbegriff aus dem
Englischen, der dem Krisentreffen als Motto dient. Es geht nicht nur um das drohende
Ende der alten Ordnung. Es geht auch darum, dass die Welt immer weniger westlich
geprägt ist, so lautet ein Teil der Analyse. Gemeint ist damit auch, dass der Westen die
eigenen Vorstellungen selbst nicht umsetzt und damit wenig überzeugend ist. Und last
but not least: Der einstige Pate europäischer Politik, die Vereinigten Staaten von
Amerika, hat ausschließlich eigene Interessen im Blick. Das war zwar immer so, aber es
wurde nie so deutlich ausgesprochen wie derzeit.

Wolfgang Ischinger, der Leiter der Konferenz, zieht daher eine bittere Bilanz: »Die
Jahre seit 2014 sind durch die höchste Zahl bewaffneter Konflikte seit 1946
gekennzeichnet. Gleichzeitig dauern Konflikte länger an, früher durchschnittlich knapp
zehn Jahre, heute siebenundzwanzig Jahre.« Für den einstigen deutschen Botschafter in
Washington und flexiblen Transatlantiker eine ernüchternde Erkenntnis. »1,8 Milliarden
Menschen – rund ein Viertel der Weltbevölkerung – leben in fragilen Staaten mit hohen
Sicherheits- und Entwicklungsrisiken. Fast 71 Millionen Menschen sind auf der Flucht,
so viele wie noch nie zuvor.« Aussicht auf Besserung ist nicht in Sicht. Die weltweite
Coronavirus-Pandemie wird die Zahlen weiter in die Höhe treiben.[14]



Great again – auch auf Kosten der Nachbarn

Warum es so gekommen ist, beschreibt an diesem Freitagnachmittag der deutsche
Bundespräsident. Frank-Walter Steinmeier ist in der Vergangenheit nicht gerade als
polarisierender Politiker aufgefallen. Der einstige Außenminister beherrscht das
Handwerk des Gewerbes perfekt, die jeweilige Lage nach den jeweiligen Interessen in
gesetzten Worten zu verkaufen. Steinmeier kommt schnell zur Sache.

»Ich bin nun nicht mehr Stammgast hier«, entschuldigt sich der Bundespräsident
vorsorglich zu Beginn seiner Eröffnungsrede und bemerkt scheinbar beiläufig,
»Diplomatie ist jetzt nicht mehr mein Kerngeschäft.« Dann liest er den versammelten
Politikerinnen und Politikern die Leviten. Recht und Regeln seien offenkundig zwar für
kleinere Staaten überlebensnotwendig, zitiert er sinngemäß den griechischen
Philosophen Thukydides, »für Großmächte ist das allerdings wohl nur eine von vielen
Möglichkeiten«. Zum Auftakt kritisiert das deutsche Staatsoberhaupt routiniert die
üblichen Verdächtigen der Nato-Partner. Russland habe, keine Frage, durch
Unberechenbarkeit und Konfrontation einen Vertrauensverlust erzeugt. Und China
akzeptiere das Völkerrecht nur selektiv und verstöre »uns alle« mit dem massiven
Vorgehen gegen Minderheiten im eigenen Land.

Die klassischen Feindbilder, die Steinmeier bedient, sind allerdings nur der Auftakt
zu einer fundamentalen Kritik an Amerika. Der Auftritt des deutschen Politikers wird
zur Abrechnung, zum Ausdruck einer tiefen Enttäuschung über einen jahrzehntelangen
Bündnispartner, dessen weltpolitische Regieanweisungen deutsche Regierungen in der
Vergangenheit allenfalls hinter vorgehaltener Hand kritisiert haben. »Unser engster
Verbündeter, die Vereinigten Staaten, erteilen unter der jetzigen Regierung selbst der
Idee einer internationalen Gemeinschaft eine Absage«, so Steinmeiers Fazit. »Als ob
eine Haltung, jeder ist sich selbst der Nächste, schon Weltpolitik sein könnte. Als ob an
alle gedacht sei, wenn jeder an sich denkt. Great again – notfalls auch auf Kosten der
Nachbarn und Partner.« Die Rede ist der offizielle Abschied des Bundespräsidenten von
dem Ziel, die Welt nach westlichem Vorbild zu gestalten, was immer der Westen und
Amerika genau darunter verstanden haben.

Frank-Walter Steinmeier weiß, wovon er spricht. Selbst wenn der einstige
Außenminister die ständigen Konflikte der vergangenen Jahre zum ersten Mal



öffentlich anprangert: Neu ist die schmerzhafte Erkenntnis nicht, dass Deutschland und
Europa schon seit längerem nicht mehr im Mittelpunkt amerikanischen Interesses
stehen. »Wir müssen uns vor der Illusion hüten«, so Steinmeier, »dass das schwindende
Interesse der USA allein auf die gegenwärtige Administration zurückzuführen ist. Die
Verschiebung hat früher begonnen, und sie wird auch nach dieser Administration
weitergehen.«

Die Aussichten, dass sich das bald wieder ändern könnte, sind schlecht. Amerika hat
seine Rolle als die führende Weltmacht eingebüßt. Der rasante Aufstieg Chinas in die
globale Liga der Supermächte hat die Gewissheit des Westens erschüttert, dass
wirtschaftlicher Fortschritt nur in Demokratien möglich ist. Das Reich der Mitte ist
neben den USA Deutschlands größter Handelspartner. Zum anderen ist Europa sich
selbst nicht einig, was es will. England hat sich mit dem Brexit von der EU
verabschiedet, und die Beliebtheit der Deutschen in Resteuropa hält sich zunehmend in
Grenzen. Für die USA ist es einfach, einzelne Staaten gegeneinander auszuspielen. Mit
Vorliebe instrumentalisiert Washington Polen und die baltischen Staaten. Die Länder
haben sich zwar gerne der Europäischen Union angeschlossen, haben aber mit Russland
alte Rechnungen offen, aus der Sowjet-Ära ebenso wie aus der Zarenzeit.

Den eigenen Landsleuten bescheinigt der deutsche Bundespräsident
»Selbstüberschätzung«. Als Deutsche sollten »wir unsere Außenpolitik nicht mit zu viel
Heilserwartung überfrachten«. Unsere Politik dürfe sich »nicht in moralischen
Verurteilungen« erschöpfen und in der weitverbreiteten Vorstellung, »alles wäre gut,
wenn nur alle so vernünftig wären wie wir Deutschen«.

»Wir glauben gerne«, so Steinmeier weiter, dass »wir die Lektionen der
europäischen Geschichte aufgrund unserer Vergangenheit« am »gründlichsten gelernt
haben«. Ein Irrglaube, der »uns blind gemacht hat dafür, dass unsere Nachbarn die Welt
anders sehen«. Dass Europa nicht enger zusammenhalte, sei wohl nicht zuletzt auch die
Schuld der Deutschen. Trotz aller Kritik der osteuropäischen Staaten an Russland aus
deren Trauma der Vergangenheit fordert der Bundespräsident, auch in Zukunft auf
Russland zu setzen: »Mit einer zunehmenden Entfremdung von Russland kann und darf
Europa sich auch nicht dauerhaft abfinden. Wir brauchen ein anderes, ein besseres
Verhältnis der EU zu Russland und Russland zur EU.«[15]

Die Rede »war mehr als eine umfassende Analyse der Weltpolitik. Sie war und ist
ein Rettungsversuch«, kommentierte die Frankfurter Allgemeine, die ansonsten wenig
auf das transatlantische Bündnis kommen lässt. »Steinmeier hielt ein flammendes
Plädoyer für die inzwischen vielfach verhöhnte Idee, eine sich an Regeln und Verträge



haltende Zusammenarbeit sei für die Staatengemeinschaft insgesamt wie auch für jedes
einzelne Mitglied besser als das rücksichtslose Verfolgen der jeweiligen eigenen
Interessen auf wessen Kosten auch immer.«[16]



»Der Westen gewinnt. Wir gewinnen gemeinsam«

Die Antwort von US-Außenminister Mike Pompeo lässt nicht lange auf sich warten.
Seine Rede ist eine Mischung aus bemühter Nachsicht und strengem Tadel. Er komme
immer gern nach Deutschland und sei auch schon früher als CIA-Direktor zur
Konferenz nach München gekommen, bemerkte der Mann aus Washington jovial. Erst
vor ein paar Monaten habe er in Berlin den dreißigsten Jahrestag des Mauerfalls
gefeiert. Er erinnere sich noch gut an den eigenen persönlichen Beitrag in den achtziger
Jahren an der Front. Damals sei er als junger Offizier an der innerdeutschen Grenze
Patrouille gefahren, um die Freiheit zu verteidigen. Die Freiheit, die mit dem Mauerfall
ja auch gesiegt habe.

Dann änderte sich die Tonlage, der US-Politiker ist sichtlich angefasst. Ohne den
Bundespräsidenten direkt anzusprechen, attestiert Mike Pompeo dem deutschen
Staatsoberhaupt Realitätsverlust: »Ich bin heute hierhergekommen, um Ihnen die Fakten
klarzumachen. Ihre Feststellungen haben nichts mit der Wirklichkeit zu tun.« Berichte
über den Tod des atlantischen Bündnisses seien schlicht falsch. »The West is winning.
We are collectively winning.« Der Westen gewinnt, und wir werden gemeinsam
gewinnen. Freie Nationen, so das Resümee, »sind einfach erfolgreicher als jedes andere
Modell«.

Pompeo belegt seine These mit rhetorischen Fragen: Warum wollen die Menschen
wohl an Bostons Elite-Universität Cambridge »und nicht in Caracas« studieren? Warum
haben sich denn alle Start-ups »im Silicon-Valley und nicht in St. Petersburg«
niedergelassen? Und selbst im Fernen Osten befinde sich der einstige Kriegsgegner
Vietnam nach Pompeos Einschätzung jetzt auf dem richtigen Weg in Richtung Westen.
Nach einem jahrzehntelangen Krieg mit Millionen von toten Vietnamesen deutet der
Mann aus Washington die US-Niederlage von 1975 um in einen späten Sieg westlicher
Werte.

»Respekt für die Souveränität anderer Nationen« sei für die USA »die Grundlage und
das Geheimnis« für den weltweiten Erfolg, gibt Pompeo in München zu Protokoll. Für
den US-Außenminister lauern die Gefahren woanders. In Russland, China oder dem
Iran. Die USA würden sich nicht in die Angelegenheiten anderer Nationen einmischen.
Vorausgesetzt, dass »diese Länder sich nicht in die Angelegenheiten der USA


